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Wissenschaft, Forschung und Lehre
sind frei. So will es Grundgesetz. Es
meint jedoch nur die Freiheit vor staatli-
chen Eingriffen. Welchen Schutz gibt es
gegen die Einflussnahme Privater in For-
schung und Lehre? Im Jahr 2008 wandel-
te sich die Frankfurter Goethe-Universi-
tät in eine Stiftungshochschule um. Das
Land Hessen hat seitdem nicht mehr
viel zu sagen. Aber die privaten Geldge-
ber? Im Stiftungsvermögen befinden
sich allein 33 Millionen Euro aus dem
Nachlass der Bankiersfamilie Kassel.
Die Universität warb im vergangenen
Jahr insgesamt 171,1 Millionen Euro an
Drittmitteln ein, unter anderem von
Frankfurter Banken ein. Wie unter die-
sen Bedingungen autonome Rechtswis-
senschaft möglich ist, war Thema des
diesjährigen „Tags der Rechtspolitik“.

Für Andreas Fischer-Lescano, der Eu-
ropäische Rechtspolitik an der Universi-
tät Bremen lehrt, führt das private Kapi-
tal zu einem Ausverkauf der Wissen-
schaft. Denn Wissenschaft bedürfe stets
einer Distanz zum Forschungsgegen-
stand – der notwendige Abstand fehle
bei einer „Abhängigkeit von ökonomi-
schen Mächten“. Ebenso wenig könne
die Lehre ihre eigentliche Aufgabe, näm-
lich die kritische Auseinandersetzung
mit der Wirklichkeit, noch erfüllen.
„Das Jurastudium wird zur Kadettenan-
stalt der Wirtschaft degradiert.“ Fischer-
Lescano, der sowohl an der Frankfurter
Universität promoviert und habilitiert
wurde, kommt zu dem Ergebnis, seine
Alma Mater sei eine „Tendenzuniversi-
tät“ geworden.

Die privaten Geldgeber haben an der
Universität ihre Spuren hinterlassen: Im
Hochschulrat sitzt unter anderem Rolf
Breuer, der frühere Vorstandssprecher
der Deutschen Bank. Im House of Finan-
ce, einer separaten Einrichtung für
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften,
gibt es allein zehn Stiftungsprofessoren,
größtenteils finanziert von deutschen
Großbanken. Honorarprofessor ist un-
ter anderem Josef Ackermann, früherer
Vorstandsvorsitzender der Deutschen
Bank. Nach eben dieser Bank ist auch
ein Hörsaal benannt.

Doch beeinträchtigt die Präsenz von
Wirtschaftsvertretern und der Name von
Hörsälen bereits die Freiheit von For-
schung und Lehre? Oder handelt es sich
bei der harten Kritik Fischer-Lescanos le-
diglich um „Phantomschmerzen“, wie
der Frankfurter Wirtschaftswissenschaft-
ler Theodor Baums meint? Mit inhaltli-
cher Einmischung habe das Mäzenaten-
tum nichts zu tun. Das hat in Frankfurt
übrigens Tradition: 1914 wurde die
Frankfurter Universität als Stiftungsuni-
versität gegründet. Sicherlich greift kein
Aufsichtsrat einer Frankfurter Bank
zum Telefon, um einem Professor die Ge-
staltung einer universitären Vorlesung
zu diktieren. Doch es gibt auch andere
Formen der Beeinflussung, darauf weist
der Dekan der Rechtswissenschaftlichen
Fakultät, Georg Hermes, hin: Subtile
Strukturveränderungen, denen ein Fach-
bereich ausgesetzt wird.

Wie viel Rücksicht wird auf die Förde-
rer genommen, wenn etwa eine Profes-
sorenstelle zu besetzen ist? Spielen de-
ren Interessen eine Rolle bei der Ent-
scheidung für den ökonomischen Ana-
lysten statt des Systemtheoretikers? Viel-
leicht nur im Unterbewusstsein der Ent-
scheidungsträger? Unterschwellige Ver-
schiebungen im Wissenschaftsbetrieb
sind kaum messbar. Wenn überhaupt
sind sie in der Rückschau erkennbar.
Hinter einem Stiftungskodex, der die Un-
abhängigkeit der Universität von wirt-
schaftlichen und sonstigen partikularen
Interessen vorschreibt, darf man sich je-
denfalls nicht verstecken. Allerdings:
Wie das Beispiel Nordrhein-Westfalens
zeigt – wo das Ministerium künftig ent-
scheiden soll, was geforscht wird – darf
man die Unabhängigkeit vom Staat
nicht gering schätzen. „Daran will ich
festhalten“, versprach die Hessische Jus-
tizministerin Eva Kühne-Hörmann
(CDU).  HELENE BUBROWSKI

D
urch Snowdens Enthüllungen
und weitere Recherchen wur-
den Ahnungen zur Gewissheit:
Die globalen Kommunikations-

infrastrukturen sind sehr verletzlich. So
werden Verbindungs- und Inhaltsdaten
der weltweiten Kommunikationsvorgän-
ge zum Teil großflächig von staatlichen
Stellen abgeschöpft; zur Erleichterung
des Zugriffs wird die Software der infor-
mationstechnischen Systeme teilweise
manipuliert. Die Maßnahmen werden
mit der Notwendigkeit der Terrorismus-
abwehr gerechtfertigt, gehen inhaltlich
aber weit darüber hinaus. Auch Industrie-
spionage ist nicht ausgeschlossen.

Dabei arbeiten die staatlichen Stellen
zum Teil mit Internetunternehmen wie
Google oder Facebook zusammen, so bei
der Erfassung und Weitergabe von Daten
und vermutlich auch bei der Manipula-
tion der Software oder Hardware infor-
mationstechnischer Systeme. Dies ge-
schieht zum Teil aufgrund gesetzlicher
Pflichten, ist offenbar aber auch freiwil-
lig erfolgt. Betroffen sind etwa Daten,
die bei der Nutzung von Suchmaschinen
oder sozialen Netzwerken anfallen, aber
auch die Inhalte von E-Mails. Die betrof-
fenen Unternehmen haben zwischenzeit-
lich zwar gemerkt, dass eine solche Ko-
operation das Vertrauen der Nutzer un-
tergräbt und damit den Erfolg ihrer jewei-
ligen Geschäftsmodelle. Dennoch gibt es
keine Garantie, dass die Kooperation be-
endet wird, zumal gesetzliche Kooperati-
onspflichten fortbestehen.

Ein Anreiz für die Unternehmen zur
Kooperation etwa mit dem amerikani-
schen Geheimdienst kann auch darin be-
stehen, dass die amerikanische Regie-
rung die weitgehend in den Vereinigten
Staaten ansässigen Unternehmen in ih-
ren weltweiten Aktivitäten politisch un-
terstützt und versucht, andere Regierun-
gen von beschränkenden Maßnahmen ab-
zuhalten. Der politische Einfluss der Welt-
macht Amerika und die technologische,
infrastrukturelle und kommunikative
Macht der großen amerikanischen IT-Un-
ternehmen können sich auf diese Weise
wechselseitig ergänzen. Hier droht in ei-
nem kommerziellpolitisch-militärischen
Verbund eine hegemoniale Struktur in
der Kommunikationswelt.

Aus den von Snowden beschafften Un-
terlagen geht hervor, dass die Abhörakteu-
re sich weitgehend in einem rechtsfreien
oder doch durch Recht nur begrenzt
durchdrungenen Raum wähnen. Für Drit-
te gibt es keine Transparenz. Auch beste-
hen allenfalls Rudimente demokratischer
Legitimation und rechtsstaatlicher Kon-
trolle. Selbst ein parlamentarischer Unter-
suchungsausschuss – wie der NSA-Aus-
schuss des Bundestages – steht vor Infor-
mationsblockaden auch – aber nicht nur –
seitens seiner, der deutschen Regierung.
In der jüngsten, mit vielen Versprechun-
gen für gutes Regieren vollgespickten
Rede des Bundesinnenministers über
„Schutz – Sicherheit – Vertrauen“ findet
sich kein Wort dazu, keine Zusage, über
die Art der Zusammenarbeit und über
mögliche Rechtsverletzungen deutscher
Stellen aufzuklären.

Die Intransparenz ist nicht schon da-
durch zu rechtfertigen, dass Geheimdiens-
te – wie der Name sagt – „im Geheimen“
arbeiten. Antworten auf die Frage, was
„im Geheimen“ zulässig sein soll und ob
die dafür gesetzten Grenzen auch einge-
halten werden, dürfen in einem Rechts-
staat nicht „im Geheimen“ bleiben.

Soweit deutsche Geheimdienste sich
an Spähaktionen beteiligen, sind sie an
die deutsche Rechtsordnung gebunden.
Die Kommunikationsgrundrechte des
Grundgesetzes begünstigen Deutsche so-
wie Ausländer. Das Fernmeldegeheimnis
des Artikels 10 Grundgesetz enthält auch
einen extraterritorialen Schutzgehalt. Da-

her bedürfen Informationseingriffe zur
Auslandsaufklärung durch den Bundes-
nachrichtendienst einer Rechtsgrundla-
ge. Sie muss den Anforderungen rechts-
staatlicher Bestimmtheit und der Verhält-
nismäßigkeit genügen. Das BND-Gesetz
enthält eine solche Grundlage zurzeit
nicht.

Ausländische Geheimdienste sind
zwar nicht direkt an die deutschen Grund-
rechte gebunden, wohl aber an die deut-
schen Gesetze, die den Grundrechts-
schutz konkretisieren. Auf die Hoheits-
rechte ihres Landes können sie sich in
Deutschland nicht berufen. Spionage ver-
letzt den völkerrechtlich anerkannten
Souveränitätsanspruch. Sie ist ferner
strafbar. Sollten Medienberichte zutref-
fen, dass die amerikanische Regierung
mehr als 200 Geheimdienstler diploma-
tisch akkreditiert und damit den diploma-
tischen Immunitätsschutz auf sie er-
streckt hat, würde dies einen Missbrauch
diplomatischer Vorrechte offenbaren. Es
ist kaum vorstellbar, dass dies der deut-
schen Bundesregierung verborgen geblie-
ben sein könnte – und es ist nicht be-
kannt, dass sie dagegen vorgegangen ist.

Es ist ohnehin auffällig, wie zurückhal-
tend die Bundesregierung, der General-
bundesanwalt oder die zur Gefahrenab-
wehr berufenen Länder- und Bundesbe-
hörden bei der Aufklärung oder gar Ahn-
dung möglicher Rechtsverletzungen
durch Geheimdienste vorgehen. Die bis-
herige Auswertung von Snowdens Unter-
lagen deutet auf eine intensive Zusam-
menarbeit ausländischer und deutscher
Geheimdienste hin – mit dem Risiko,
dass durch die Art des Zusammenwir-
kens, insbesondere den Austausch von
Daten, die für die einzelnen Akteure je-
weils geltenden Rechtsunterlagen unter-
laufen werden. Auch dazu findet sich in
de Maizières Rede nichts.

Die Grundrechte enthalten – als soge-
nannte objektiv-rechtliche Garantien –
auch Schutzaufträge für Regierung und
Parlament. Diese Schutzaufträge müssen
angesichts der Globalität der Kommuni-
kationsinfrastrukturen und der globalen
Verortung von Grundrechtseingriffen
neu, nämlich auch global, definiert wer-
den. Früher reichte es, Schutz an regional
begrenzte Vorgänge anzuknüpfen. Nun-

mehr muss die in den Grund- und Men-
schenrechten angelegte, aber nicht hinrei-
chend umgesetzte extraterritoriale Reich-
weite der Schutzaufträge aktiviert wer-
den. Anderenfalls überholt die globale
Realität den Freiheitsschutz der Bürger.

Allerdings reicht es nicht, Grundrechts-
schutz als Individualschutz einzelner Bür-
ger zu realisieren. Die Bürger haben prak-
tisch keine Möglichkeit, von Grundrechts-
eingriffen zu erfahren und sich gegen sie
rechtlich zu wehren. Auch Verschlüsselun-
gen helfen nur begrenzt.

Kommunikationsschutz ist im Bereich
globaler Kommunikationsstrukturen in
erster Linie auf Systemschutz angewie-
sen. Dazu enthält das Grundgesetz ergän-
zend zu den Grundrechten besondere Auf-
träge, beispielsweise in Artikel 87 f
Grundgesetz: Sicherung angemessener
und ausreichender Telekommunikations-
dienstleistungen. Ein Auftrag zum Sys-
temschutz ist auch dem vom Bundesver-
fassungsgericht im Jahre 2008 herausgear-
beiteten Grundrecht auf Schutz der Ver-
traulichkeit und Integrität kommunikati-
onstechnischer Systeme zu entnehmen.
Weitere Schutzaufträge enthalten das
Recht der Europäischen Union, die EU-
Grundrechtecharta und die Europäische
Menschenrechtskonvention. Die verschie-
denen normativen Bausteine ergänzen
sich zu einem vielschichtigen Auftrag zur
Gewährleistung einer funktionsfähigen
Kommunikationsordnung. Der Auftrag
umfasst auch effektiven Schutz vor rechts-
widrigen Eingriffen insoweit, als Kommu-
nikation globale Netze nutzt.

Um Systemschutz durchsetzen zu kön-
nen, sind viele Grundsatzfragen neu zu
stellen. So muss die Netzphilosophie des
Internet überdacht werden. Seine bisheri-
ge global, aber dezentral konzipierte Or-
ganisation muss angesichts neuer techno-
logischer Entwicklungen, neuer Ge-
schäftsmodelle und neuer Gefährdungs-
potentiale überdacht werden – wie auch
der Internetpionier Lanier fordert. Glei-
ches gilt für IT-Sicherheitskonzepte in
staatlichen und gesellschaftlichen Berei-
chen. Sofern es nicht gelingt, die globalen
Infrastrukturen sicherer zu gestalten, darf
auch der Aufbau neuer, gegebenenfalls
territorial begrenzter Infrastrukturen mit
hohem Sicherheitsniveau nicht tabu sein.

Gleiches gilt für die in sogenannten
Clouds ausgelagerten Datenspeicherkapa-
zitäten. Die Einrichtung einer sicheren
Schengen-Cloud kann ein Lösungsansatz
sein.

Allerdings geraten bei der rechtlichen
Umsetzung solcher Vorhaben nationale
Parlamente und nationale Regierungen
an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit.
Es bedarf der Zusammenarbeit in den eu-
ropäischen Organen, aber auch mit den
anderen auswärtigen Regierungen. Diese
aber verfolgen zum Teil unterschiedliche
Interessen; Gefährdungslagen werden un-
terschiedlich eingeschätzt. Hier ist es Auf-
gabe der deutschen Regierung, sich nach-
haltig um die Sicherung des im Grundge-
setz angelegten Schutzniveaus zu bemü-
hen, und dies gegebenenfalls in harten
Verhandlungen. Auch insoweit fehlen bis-
her überzeugende Signale.

Solche Verhandlungen dürfen nicht auf
spezifische Regelungen im Kommunika-
tionsbereich begrenzt werden, sondern
müssen auch auf Felder bezogen werden,
in denen Kommunikationsinteressen mit
anderen Interessen verwoben sind. Ein
Beispiel ist das Aushandeln eines Freihan-
delsabkommens mit den Vereinigten Staa-
ten, das ohne wirksamen Schutz vor Aus-
spähung nicht abgeschlossen werden
darf.

Die Neukonzeption des Freiheitsschut-
zes sollte allerdings nicht nur den Politi-
kern anvertraut werden. Hier muss auch
die Wissenschaft Vorarbeiten leisten.
Ebenfalls ist die Zivilgesellschaft gefor-
dert. Das jahrzehntelange Bemühen um
Umweltschutz hat gezeigt, dass neue Kon-
zepte zur Abwehr neuartiger Gefahren
sich weder leicht entwickeln noch leicht
umsetzen lassen. Öffentlicher Diskurs ist
dafür hilfreich. Öffentlicher Druck aber
ist unverzichtbar.

Freiheitsschutz im Kommunikationsbe-
reich als Schutz sowohl vor staatlichen
Eingriffen als auch vor mächtigen, als Oli-
gopole ausgestalteten Kommunikations-
unternehmen wird nur gelingen, wenn es
viele gesellschaftliche Kräfte als Gegen-
macht gibt, möglichst im internationalen
Verbund.
Professor Dr. Wolfgang Hoffmann-Riem lehrt
an der Bucerius Law School. Er war Richter des
Bundesverfassungsgerichts.

Von Geld und
Wissenschaft

TENDENZUNIVERSITÄT?

Die Geschichte der Strafprozessreform in
Deutschland ist eine Abfolge von Fehl-
schlägen. Was treibt Minister Heiko
Maas, dessen ungeachtet eine Experten-
kommission einzusetzen, die sich mit
grundlegenderen Fragestellungen einer
Reform des Strafverfahrens befassen
soll? Darauf gibt es zwei Antworten. Eine
steht im Koalitionsvertrag. Dort findet
sich das Ziel, das Strafverfahren unter
Wahrung rechtsstaatlicher Grundsätze ef-
fektiver und praxistauglicher auszustal-
ten. Bis zur Mitte der Legislaturperiode
sollen handfeste Vorschläge erarbeitet
sein – die Zeit ist also knapp bemessen,
selbst wenn das Gremium aus Wissen-
schaftlern, Justizpraktikern und Ver-
bandsvertretern am Montag nächster Wo-
che erstmals zusammentreten wird.

Die zweite Antwort ist weniger forma-
listisch. Eine Prüfung des gesamten Straf-
prozesses ist in Folge des Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts zur Verständi-
gung im Strafprozess („Deal“) notwendig
geworden. Die Karlsruher Richter hatten
durch seine kritische Draufsicht auf die
erst 2009 eingeführte Regelung der straf-
prozessualen Absprache Reformstau er-

zeugt. Selbst ein Geständnis des Ange-
klagten, das die Aktenlage bestätigt, ge-
nügt nicht mehr ohne Weiteres für einen
Schuldspruch. Warum sollte der Richter
sich dann aber auf eine verfahrensrecht-
lich nicht unkomplizierte Verständigung
einlassen, wenn er doch trotz Geständnis
durchprozessieren muss? Dazu treten in
dem Urteil neu kreierte Revisionsgründe,
die sich kaum in das bisherige Prozess-
recht einfügen und den Bestand des Ur-
teils aus Sicht der Justizpraxis zusätzlich
gefährden. So hat der Spruch den Bundes-
gerichtshof in die ungeliebte Rolle des
Dolmetschers manövriert. Er muss die
bisweilen fast lyrischen Forderungen
nach Wahrheit und Gerechtigkeit von ho-
her Abstraktion allwöchentlich in die Pro-
sa konkreter Handlungsanleitungen für
stark belastete Landgerichte übersetzen.
Dass das Justizministerium in dieser pre-
kären Lage helfen will, ist richtig. Allein:
Es ist nicht ausgemacht, von welchen Ge-
danken es sich leiten lassen möchte.

Wie es nicht gehen wird, ist bereits im
letzten Jahr auf Länderebene durchexer-
ziert worden. Dort ist in einem Papier aus
einer Landesjustizverwaltung das Karlsru-

her Verständigungsurteil als Einladung
zur Entschlackung des Rechts von angeb-
lich überbordenden Rechten der Strafver-
teidigung fehlinterpretiert worden. Dies
mündete in einen zusammengewürfelten
Forderungskatalog, der rechtspolitischen
Wiedergängern erfolgloser Justizbe-
schleunigungs- und Entlastungsgesetze
der Vergangenheit neues Leben einzuhau-
chen versuchte. Rechtmittelmöglichkei-
ten sollten auf das rechtsstaatlich Notwen-

dige begrenzt werden, die Beschneidung
des Beweisantragsrechts könne zu einer
rechtsstaatlichen Begrenzung von Groß-
verfahren beitragen und das geltende
Recht der Richterablehnung berge eben-
falls die Gefahr von Verfahrensverzöge-
rungen. Dem Strafrichter solle ermög-
licht werden, in eigener Sache offensicht-
lich unbegründete Anträge zu verwerfen.
Doch wer als Angeklagter keine ausrei-
chenden Rechtsmittelmöglichkeiten und
Verfahrensrechte gewährt bekommt, wird
das Verbliebene um so intensiver nutzen.
Einspareffekt: Fragezeichen.

Doch wenn nicht so, wie dann? Es dürf-
te sich empfehlen, dem Stakkato kurzfris-
tig realisierbarer, aber kleinteiliger Vor-
schläge ein aufeinander abgestimmtes Le-
gato fortentwickelter Verfahrensprinzi-
pien gegenüberzustellen. Deshalb disku-
tiert die Justizministerkonferenz mit
Recht, die prägenden Verfahrensmaxi-
men in eine renovierte Verfahrensord-
nung aufzunehmen. Aus Anlass aktueller
Fälle wie etwa der Sache Wulff gehört
dazu die Unschuldsvermutung. Weitere
moderne Leitbegriffe können der Reform
Maß und Ziel vorgeben. Dies sind: Partizi-
pation und Konsens.

Das partizipatorische Ermittlungsver-
fahren setzt auf die Mitwirkung des Be-
schuldigten und seines Verteidigers. So
hat der Beschuldigte im geltenden deut-
schen Recht keine Möglichkeit, die Anwe-
senheit seines Beistandes bei der Verneh-
mung auf der Polizeibehörde durchzuset-
zen. Die Praxis behilft sich, in dem der
Anwalt ankündigt, der Mandant werde
nur in seiner Anwesenheit Angaben zur
Sache machen und anderenfalls schwei-
gen. Ist es für die Erlangung einer inhalt-
lich belastbaren Aussage schon bei der
ersten Vernehmung da nicht zielführen-

der, man räumt dem Verteidiger von Ge-
setzes wegen ein Anwesenheitsrecht ein?
Dem liegt die These zugrunde, dass Wahr-
heitsfindung keine exklusive staatliche
Aufgabe mehr ist. Das klingt kühn, ist
aber von der Realität etwa des heutigen
Wirtschaftsstrafverfahrens weniger weit
entfernt als der noch aus dem 19. Jahrhun-
dert stammende Glaube, die amtswegige
Suche nach „der“ Wahrheit unter Einsatz
von Zwang sei der erkenntnistheoretisch
überlegene Weg.

Der zweite Leitbegriff klingt für das
Strafverfahren ebenso ungewohnt.
Schwingt bei Konsens im Strafprozess
nicht eher kontrollierte Kapitulation mit
als ein herrschaftsfreier Diskurs? Kom-
munikation im Strafprozess ist ein Son-
derfall. Dass das Bundesverfassungsge-
richt in seinem Urteil zur Verfassungsmä-
ßigkeit des Verständigungsgesetzes ei-
nem konsensualen Prozessmodell eine
Absage hat erteilen wollen, bindet aber
nicht den Gesetzgeber. Er sollte also wei-
ter nach alternativen Wegen zur Wahr-
heit suchen. Dazu sollte gehören, Zeugen-
vernehmungen durch eine Videoaufzeich-
nung oder die Verlesung einer bei der Poli-
zei getätigten Aussage ersetzen zu kön-

nen, wenn der Inhalt zwischen den Ver-
fahrensbeteiligten unstreitig ist. Viele
Praktiker (und immer mehr Wissenschaft-
ler) wissen, dass es ohne konsensuale Er-
ledigungsformen im Strafprozess nicht
geht.

Und kostet das nicht zu viel Zeit und
Geld?, wird man in den Bundesländern
fragen, die die Mehrkosten zu tragen hät-
ten. Nein. Durch Möglichkeiten des Be-
weistransfers aus einem partizipatorisch
gestalteten Ermittlungsverfahren in die
Hauptverhandlung werden Ressourcen
der Justiz freigesetzt. Die Anwaltschaft
müsste sich freilich im Gegenzug mit dem
rechtspolitischen Preis einer Auflocke-
rung der bisherigen Regelungen zur Be-
weisaufnahme in der Hauptverhandlung
arrangieren. Sinnlose Doppelungen der
Beweisaufnahmen vor Gericht würden
dann der Vergangenheit angehören.
Nicht zufällig ist die klassische Reaktion
der Zeugen in der Hauptverhandlung der
Satz: „Das habe ich doch alles schon bei
der Polizei gesagt!“. Um ihn wäre es nicht
schade.
Professor Dr. Matthias Jahn ist Inhaber des Lehr-
stuhls für Strafrecht, Strafprozessrecht, Wirtschafts-
strafrecht und Rechtstheorie der Goethe-Univer-
sität Frankfurt und Richter am Oberlandesgericht.

Globaler Auftrag

Wissenschaft und Praxis

Für mehr Verständigung im Strafprozess
Das Strafverfahrensrecht soll neu geordnet werden – mit zwei Leitgedanken: Partizipation und Konsens / Von Matthias Jahn
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Der Schutz der Freiheit
vor staatlichen
Eingriffen wie vor
privaten Oligopolen
muss in der digitalen
Welt neu gefasst
werden.
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